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 L e i t s a t z 

zum Beschluß des Ersten Senats

vom 21. Julil 2010

- 1 BvR 2530/05 -

- 1 BvL 11/06 -

- 1 BvL 12/06 -

- 1 BvL 13/06 -

       
Leitsatz:

§ 22b Abs. 1 Satz 1 Fremdrentengesetz in der Fassung des Gesetzes zur Sicherung der 
nachhaltigen Finanzierungsgrundlagen der gesetzlichen Rentenversicherung (RV-Nachhaltigkeits-
gesetz - RVNG) vom 21. Juli 2004 ( BGBl 2004 I S. 1791) und dessen rückwirkende Inkraftsetzung 
zum 7. Mai 1996 sind mit dem Grundgesetz vereinbar, soweit hierdurch die Höhe solcher 
Hinterbliebenenrenten beschränkt wird, die allein auf Zeiten nach dem Fremdrentengesetz 
beruhen und die ohne die in § 22b Abs. 1 Satz 1 Fremdrentengesetz in der Fassung des RV-
Nachhaltigkeitsgesetzes vorgesehene Beschränkung noch nicht bestandskräftig gewährt worden 
sind.

1 BvR 2530/05 Witwen von Aussiedlern und Spätaussiedlern

b) Im Vergleich zu früheren Bürgern der DDR, die ihr Arbeitsleben in der DDR verbracht und dort 
Rentenansprüche oder Rentenanwartschaften erworben, aber für diese Zeiten vor der 
Wiedervereinigung ebenfalls keine Beiträge an Rentenversicherungsträger der Bundesrepublik 
Deutschland gezahlt haben, liegt ebenfalls keine unzulässige Ungleichbehandlung vor. Jene 
werden zwar in das Rentensystem der Bundesrepublik Deutschland ohne Kürzung nach dem 
Fremdrentengesetz eingegliedert. Die Rechtfertigung der Ungleichbehandlung folgt aber daraus, 
dass die beiden deutschen Staaten eine Einheit auch auf dem Gebiet der Sozialversicherung 
angestrebt und vereinbart haben. Ein zentraler Aspekt der Wiederherstellung der deutschen 
Einheit war die Angleichung der Lebensverhältnisse in beiden Teilen Deutschlands. Dazu gehörte 
ein einheitliches Rentenrecht (vgl. BVerfGE 116, 96 <130>).
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